Ideen für Leserbriefe gegen die Ernährungsinitiative

Perspektive: FDP / liberal
Zur Freiheit gehört auch mein Menü
Die Ernährungsinitiative will Produktion und Konsum stärker auf pflanzliche Lebensmittel ausrichten, um einen Selbstversorgungsgrad von mindestens 70 Prozent zu erreichen. Das klingt harmlos, bedeutet aber in der Praxis mehr staatliche Lenkung unseres Essverhaltens. Der Staat soll informieren, Transparenz schaffen und hohe Standards sichern. Er soll aber nicht indirekt bestimmen, welche Lebensmittel politisch erwünscht sind und welche nicht. Ich möchte auch in Zukunft selbst entscheiden, was ich esse. Ob Fleisch, Käse, Eier, Gemüse oder alles zusammen – diese Wahl lasse ich mir vom Staat nicht nehmen. Darum stimme ich am 27. September Nein zur Ernährungsinitiative.

Perspektive: liberal / Konsument
Der Staat weiss nicht besser, was gut für mich ist
Ich ernähre mich bewusst und kaufe oft regional ein. Trotzdem möchte ich nicht, dass der Staat meine Ernährung immer stärker lenkt. Die Ernährungsinitiative macht den Inhalt unserer Teller zu einer politischen Frage. Offiziell wird nichts direkt verboten, doch zur Erreichung der Ziele wären starke Eingriffe in Konsum und Produktion nötig. Das lehne ich ab. Wer vegan leben will, soll das tun können; wer Käse, Eier oder Fleisch geniessen will, soll das ebenfalls können. Diese Wahlfreiheit ist mir wichtig. Darum stimme ich am 27. September Nein.

Perspektive: FDP / Landwirtschaft
Fortschritt statt Rückschritt beim Pflanzenbau
Unsere Landwirtschaft braucht moderne Züchtung, Forschung und praxistaugliche Innovation. Die Ernährungsinitiative verlangt unter anderem die Förderung von samenfestem Saat- und Pflanzgut. Samenfeste Sorten können in einzelnen Bereichen sinnvoll sein, doch moderne Hybridzüchtungen liefern oft höhere und stabilere Erträge. Wenn Erträge bei Gemüse, Getreide, Raps oder Kartoffeln sinken, schwächt das ausgerechnet die pflanzliche Produktion. Das Ziel einer sicheren Ernährung wird damit nicht erreicht, sondern gefährdet. In Zeiten von Klimawandel, Wetterextremen und knappen Flächen können wir uns solche Rückschritte nicht leisten. Wir brauchen Fortschritt statt ideologischer Vorgaben. Deshalb stimme ich am 27. September Nein zur Ernährungsinitiative.

Perspektive: FDP / unternehmerisch
Innovation statt Verbote
Die Schweizer Landwirtschaft steht vor grossen Herausforderungen: Klimawandel, steigende Kosten, internationale Konkurrenz und hohe Erwartungen der Gesellschaft. Darauf braucht es unternehmerische Antworten, Forschung und Innovation. Die Ernährungsinitiative setzt jedoch stark auf staatliche Lenkung und neue Vorgaben. Das ist aus meiner Sicht der falsche Ansatz. Wer Fortschritt will, muss den Betrieben Freiraum geben und praxistaugliche Lösungen umzusetzen. Verbote und starre Zielwerte schaffen selten bessere Ergebnisse. Sie führen oft zu Bürokratie, Kosten und Ausweichbewegungen. Deshalb stimme ich am 27. September Nein.

Perspektive: FDP / klassisch liberal
Eigenverantwortung statt Bevormundung
Ich glaube an mündige Bürgerinnen und Bürger. Sie treffen jeden Tag Entscheidungen über Arbeit, Familie, Mobilität und Konsum. Warum sollte ausgerechnet beim Essen der Staat stärker mitreden? Die Ernährungsinitiative setzt auf politische Lenkung statt auf Eigenverantwortung. Das ist für mich ein falsches Signal. Wer weniger Fleisch essen will, kann das heute schon tun. Wer andere Produkte bevorzugt, soll diese Freiheit ebenfalls behalten. Deshalb stimme ich am 27. September Nein zur Ernährungsinitiative.

Perspektive: FDP / klassisch liberal
Der Staat hat am Esstisch nichts verloren
Ich entscheide selbst, was ich esse. Diese Selbstverständlichkeit steht für mich im Zentrum der Abstimmung vom 27. September. Die Ernährungsinitiative will den Staat stärker in Produktion und Konsum eingreifen lassen, damit eine stärker pflanzenbasierte Ernährung durchgesetzt wird. Das mag freundlich formuliert sein, läuft aber auf mehr Einfluss des Staates auf unseren Teller hinaus. Ich brauche keine Behörde, die mir indirekt sagt, ob Fleisch, Milch oder Eier noch erwünscht sind. Der Staat soll informieren und Rahmenbedingungen setzen, nicht erziehen. Freiheit endet nicht am Esstisch. Deshalb stimme ich Nein zur Ernährungsinitiative.

Perspektive: grünliberal / offen
Vielfalt statt Einheitsdenken
Unsere Gesellschaft lebt von Vielfalt und das gilt auch beim Essen. Einige Menschen verzichten bewusst auf tierische Produkte, andere setzen auf eine gemischte Ernährung mit regionalen Lebensmitteln. Beides soll möglich bleiben. Die Ernährungsinitiative setzt stark auf eine staatlich geförderte Verschiebung hin zu pflanzlicher Ernährung. Damit droht eine einseitige Sicht auf ein komplexes Ernährungssystem. Nachhaltigkeit braucht aber standortgerechte Lösungen, Innovation und Eigenverantwortung. Wer staatliche Vorgaben zum Essen vermeiden und eine vielfältige Landwirtschaft erhalten will, sagt am 27. September Nein.

Perspektive: grünliberal / Mitte
Nachhaltigkeit braucht Lösungen, keine Experimente
Eine nachhaltige Landwirtschaft und ein verantwortungsvoller Umgang mit unseren Ressourcen sind mir wichtig. Gerade deshalb überzeugt mich die Ernährungsinitiative nicht. Nachhaltigkeit entsteht nicht durch unrealistische Verfassungsvorgaben wie ein Selbstversorgungsgrad von 70 Prozent, sondern durch Innovation, Forschung und die Zusammenarbeit mit den Bauernfamilien. Bereits heute laufen zahlreiche Programme und Aktionspläne, welche Umwelt, Biodiversität und Ressourceneffizienz in der Landwirtschaft verbessern sollen. Die Initiative schafft dagegen neue Unsicherheit und verlangt Ziele, deren Umsetzung unklar und teuer wäre. Wenn am Ende mehr Lebensmittel importiert werden müssen oder die Produktion im Inland geschwächt wird, ist der Umwelt wenig geholfen. Auch der Bundesrat empfiehlt die Initiative abzulehnen, weil die Folgen für Produktion und Konsum weitreichend wären. Am 27. September stimme ich deshalb überzeugt Nein zur Ernährungsinitiative.

Perspektive: Mitte / Familienperspektive
Für bezahlbare Lebensmittel
Als Familie müssen wir beim Einkaufen auf den Preis unseres Warenkorbs achten. Wir versuchen so lokal und nachhaltig wie möglich zu essen. Aber noch viel mehr zu bezahlen, das können wir uns nicht leisten. Miete, Krankenkassenprämien und Energiekosten belasten nicht nur unseren Haushalt stark. Die Ernährungsinitiative würde mit neuen Auflagen, tieferen Erträgen und geringerer Verfügbarkeit die Lebensmittel weiter verteuern. Das trifft nicht zuerst die Wohlhabenden, sondern Familien wie uns, Rentnerinnen und Rentner sowie Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen. Gesunde und regionale Lebensmittel dürfen nicht zum Luxus werden. Nachhaltigkeit ist wichtig, muss aber sozial verträglich bleiben. Wer bezahlbare Lebensmittel will, lehnt am 27. September die Ernährungsinitiative ab.

Perspektive: Mitte / sicherheitspolitisch
Versorgungssicherheit nicht aufs Spiel setzen
Die letzten Jahre haben gezeigt, wie verletzlich Lieferketten sein können. Darum ist eine sichere Lebensmittelversorgung für die Schweiz zentral. Die Ernährungsinitiative trägt zwar das Wort Sicherheit im Namen, schwächt aber aus meiner Sicht die einheimische Produktion. Tiefere Erträge, zusätzliche Auflagen und weniger Tierhaltung machen uns nicht krisenfester – im Gegenteil. Gerade die topografischen Bedingungen unseres Landes verlangen eine Mischung aus Ackerbau und Tierhaltung. Wer Versorgungssicherheit will, muss die Landwirtschaft stärken und nicht verunsichern. Die Initiative setzt hier die falschen Prioritäten. Deshalb stimme ich am 27. September Nein.

Perspektive: Mitte / sachorientiert
Es läuft bereits viel
Manchmal entsteht der Eindruck, ohne Initiativen geschehe in der Landwirtschaft nichts. Das stimmt nicht. Die ökologische Nachhaltigkeit ist seit Jahren ein zentrales Thema der Agrarpolitik. Es gibt Programme zu Biodiversität, Ressourceneffizienz, Tierwohl, Pflanzenschutz und Klimaschutz. Auch die nächste Reform der Agrarpolitik nimmt das Ernährungssystem als Ganzes in den Blick. Statt eine neue, vage und teure Verfassungsbestimmung zu schaffen, sollten wir die laufenden Massnahmen weiterentwickeln. Der bessere Weg ist pragmatisch und schrittweise. Deshalb stimme ich am 27. September Nein zur Ernährungsinitiative.

Perspektive: Mitte / skeptisch
Heute Empfehlungen, morgen Vorschriften?
Ich habe nichts gegen Empfehlungen für eine gesunde und nachhaltige Ernährung. Im Gegenteil: Gute Information hilft den Menschen, bewusste Entscheidungen zu treffen. Problematisch wird es, wenn aus Empfehlungen politische Vorgaben werden. Die Ernährungsinitiative will Konsum und Produktion lenken. Auf dem Papier klingt das nach Förderung, aber für die Zielerreichung müssten daraus Vorgaben und Einschränkungen entstehen. Veränderung soll durch Überzeugung entstehen und nicht durch Druck. Deshalb stimme ich am 27. September Nein.

Perspektive: Mitte / Landwirtschaftsnah
Unsere Bauern brauchen Vertrauen
Unsere Bauernfamilien produzieren Tag für Tag hochwertige Lebensmittel unter hohen Schweizer Standards. Sie erfüllen schon heute zahlreiche Auflagen bei Tierwohl, Umwelt, Biodiversität und Ressourceneffizienz. Statt ständig neue Vorschriften in die Verfassung zu schreiben, sollten wir ihnen mehr Vertrauen schenken. Die Ernährungsinitiative schafft zusätzliche Unsicherheit für Landwirtschaft, Verarbeitung, Handel und Konsum. Betriebe können nicht von heute auf morgen ihre Produktion umstellen, nur weil eine politische Zielvorgabe dies verlangt. Planungssicherheit ist gerade in der Landwirtschaft zentral. Wer die einheimische Produktion erhalten will, darf sie nicht zusätzlich schwächen. Deshalb stimme ich am 27. September Nein zur Ernährungsinitiative.

Perspektive: SVP / bodenständig
Realistische Ziele statt Wunschdenken
Ein Selbstversorgungsgrad von 70 Prozent klingt gut, doch man muss ehrlich sagen, was dahintersteht. Die Schweiz hat nur begrenzte Ackerflächen. Ein grosser Teil unserer Landwirtschaftsfläche ist Grasland und kann nicht einfach in Gemüse- oder Getreidefelder verwandelt werden. Um das Ziel der Initiative zu erreichen, müsste der Konsum tierischer Lebensmittel massiv eingeschränkt werden. Das hat mit realistischer Landwirtschaftspolitik wenig zu tun. Gute Politik beginnt bei den Tatsachen und nicht bei Wunschbildern. Wir sollten unsere Bauern stärken, statt ihnen neue Experimente aufzuzwingen. Deshalb am 27. September: Nein zur Ernährungsinitiative.

Perspektive: SVP / Zwängerei
Das Volk hat bereits entschieden
Mit der Ernährungsinitiative wird uns erneut ein Anliegen vorgelegt, das aus demselben Umfeld stammt wie die Trinkwasserinitiative. Bereits 2021 hat die Schweizer Stimmbevölkerung diese mit über 60 Prozent Nein deutlich verworfen. Offenbar wird nun versucht, ähnliche Ziele unter einem neuen Titel erneut durchzusetzen. Wer einen Volksentscheid respektiert, sollte akzeptieren, dass die Bevölkerung staatliche Eingriffe in unsere Land- und Ernährungswirtschaft bereits einmal abgelehnt hat. Statt immer neue Initiativen mit ähnlicher Stossrichtung einzureichen, sollten wir die bestehende Landwirtschaft gemeinsam weiterentwickeln. Unsere Bauernfamilien stehen vor genügend Herausforderungen und brauchen Planungssicherheit statt neuer Experimente. Deshalb stimme ich am 27. September erneut Nein zur Ernährungsinitiative.

Vertrauen statt Bevormundung
Perspektive: SVP / direkt
Die Schweizerinnen und Schweizer brauchen keine staatliche Nachhilfe beim Essen. Wir können selber entscheiden, was wir einkaufen, kochen und unseren Kindern auftischen. Die Ernährungsinitiative misstraut dieser Eigenverantwortung. Sie will den Konsum so beeinflussen, dass am Schluss vor allem pflanzliche Lebensmittel auf dem Teller landen. Das geht mir zu weit. Eine Politik, die den Menschen beim Essen dreinredet, passt nicht zu unserem Land. Wir brauchen Vertrauen in die Bevölkerung und in unsere Bauernfamilien. Deshalb am 27. September klar Nein.

Perspektive: SVP / Bergregion
Unsere Berggebiete brauchen Nutztiere
Wer in einer Bergregion lebt oder Ferien macht, kennt auch die Landwirtschaft dort. Ein grosser Teil unserer Flächen ist steil, karg und kann nicht als Ackerland genutzt werden. Dort wächst vor allem Gras, und dieses Gras wird erst durch Kühe, Schafe oder Ziegen zu Milch und Fleisch für die menschliche Ernährung. Ohne Nutztiere würden viele Flächen aus der Produktion fallen, verbuschen oder verwalden. Damit gingen auch offene Kulturlandschaften und wertvolle Lebensräume verloren. Die Ernährungsinitiative berücksichtigt diese schweizerische Realität zu wenig. Sie schwächt genau jene Betriebe, die unsere Berggebiete pflegen und Lebensmittel produzieren. Deshalb sage ich am 27. September klar Nein.

Perspektive: Grüne / pragmatisch
Eine vielfältige Landwirtschaft erhalten
Ich esse oft vegetarisch und achte auf saisonale Produkte. Trotzdem halte ich die Ernährungsinitiative für den falschen Weg. Die Schweiz braucht eine Landwirtschaft, die pflanzliche und tierische Produktion sinnvoll kombiniert. Nutztiere verwerten Grasflächen, die für den Ackerbau ungeeignet sind, und liefern Mist und Gülle für die Bodenfruchtbarkeit. Geschlossene Nährstoffkreisläufe sind ein wichtiger Teil nachhaltiger Landwirtschaft. Wer die Tierhaltung zu stark zurückdrängt, riskiert neue ökologische Probleme und mehr Importe. Nachhaltigkeit heisst nicht Einseitigkeit, sondern standortgerechte Vielfalt. Deshalb stimme ich am 27. September Nein zur Ernährungsinitiative.

Perspektive: Grüne / Naturschutz
Biodiversität braucht auch Weidetiere
Biodiversität liegt mir persönlich sehr am Herzen. Gerade deshalb sehe ich die Ernährungsinitiative kritisch. In vielen Berg- und Alpgebieten erhalten Weidetiere offene Landschaften, artenreiche Wiesen und unterschiedliche Lebensräume. Wenn diese Nutzung wegfällt, drohen Verbuschung und Verwaldung. Das klingt auf den ersten Blick natürlich, bedeutet aber oft den Verlust wertvoller Kulturlandschaften und vieler Arten. Nachhaltigkeit muss die standortgerechte Nutzung der Flächen berücksichtigen. Eine pauschale Verdrängung tierischer Produktion wird dieser Realität nicht gerecht. Darum stimme ich am 27. September Nein zur Ernährungsinitiative.

Perspektive: SP / sozialpolitisch
Augenmass statt Ideologie
Ich wünsche mir eine Landwirtschaft, die Umwelt, Klima und sauberes Wasser ernst nimmt. Darum habe ich die Ernährungsinitiative nicht leichtfertig beurteilt. Am Schluss überwiegen für mich aber die sozialen und praktischen Bedenken. Wenn Lebensmittel teurer werden und Fleisch, Milchprodukte oder Eier zu Luxusgütern werden, trifft das Menschen mit kleinem Budget besonders stark. Auch pflanzliche Lebensmittel könnten wegen tieferer Erträge und neuer Auflagen teurer werden. Gute Umweltpolitik darf die soziale Frage nicht ausblenden. Wir brauchen realistische Reformen, die für alle tragbar sind. Deshalb stimme ich am 27. September Nein.

Perspektive: SP / Kaufkraft
An die jungen Familien denken
Viele junge Familien rechnen heute jeden Monat genau. Krankenkassenprämien, Mieten und Energiepreise steigen, und auch der Einkauf belastet das Budget. Die Ernährungsinitiative riskiert höhere Lebensmittelpreise bei tierischen und pflanzlichen Produkten. Gerade Menschen mit kleineren Einkommen könnten sich regionale und hochwertige Lebensmittel immer weniger leisten. Das ist problematisch: Nachhaltige Ernährung darf nicht zu einer Frage des Portemonnaies werden. Ich will Verbesserungen, aber solche, die bezahlbar und umsetzbar bleiben. Deshalb ist für mich klar: Nein zur Ernährungsinitiative am 27. September.

Perspektive: SP / ökologisch-sozial
Nachhaltigkeit aus Überzeugung
Ich unterstütze eine nachhaltigere Landwirtschaft ausdrücklich. Aber Nachhaltigkeit entsteht nicht dadurch, dass man den Menschen ihre Ernährung vorschreibt. Sie entsteht durch faire Preise, gute Information, Forschung, Beratung und praxistaugliche Anreize. Die Ernährungsinitiative legt den Schwerpunkt auf eine staatliche Steuerung des Konsums und der Produktion. Dabei drohen höhere Preise und soziale Ungerechtigkeiten. Wer Umweltpolitik ernst nimmt, muss auch die Menschen mitnehmen. Zwang oder Bevormundung führen eher zu Widerstand als zu Fortschritt. Deshalb stimme ich am 27. September Nein.

Perspektive: parteilos / pragmatisch
Echte Verantwortung statt Symbolpolitik
Ich verstehe den Wunsch nach einer nachhaltigeren Ernährungspolitik sehr gut. Doch eine Initiative muss nicht nur gut klingen, sondern auch funktionieren. Die Ernährungsinitiative bleibt bei entscheidenden Fragen zu Umsetzung, Kosten, Handel und Konsumfreiheit unklar. Sie dürfte vielmehr die Lebensmittel verteuern, Betriebe unter Druck setzen und mehr Einkaufstourismus auslösen. Damit wäre weder der Umwelt noch uns Konsumentinnen und Konsumenten geholfen. Statt Symbolpolitik brauchen wir konkrete, wirksame und sozialverträgliche Verbesserungen. Der Bundesrat und das gesamte Parlament sagen aus guten Gründen Nein. Dem schliesse ich mich am 27. September an.

Perspektive: parteilos / alltagsnah
Ernährung ist Privatsache
In meinem Umfeld essen Menschen ganz unterschiedlich. Die einen leben vegan, andere vegetarisch, wieder andere geniessen Fleisch, Käse oder Eier bewusst und massvoll. Genau diese Vielfalt gehört zu einer offenen Gesellschaft. Die Ernährungsinitiative verschiebt die Entscheidung über Ernährung stärker in Richtung Politik. Das halte ich für falsch. Was ich esse, hängt von Gesundheit, Budget, Kultur, Alltag und persönlichen Vorlieben ab. Das kann kein Verfassungsartikel sinnvoll regeln. Darum stimme ich am 27. September Nein.

Perspektive: parteilos / Risiken
Nur ein Nein schafft Klarheit
Die Ernährungsinitiative verspricht eine sichere Ernährung, bleibt aber bei der Umsetzung vage. Sie verlangt mindestens 70 Prozent Netto-Selbstversorgung und gleichzeitig eine starke Verschiebung hin zu pflanzlicher Ernährung. Wie dieses Ziel ohne massive Eingriffe in Produktion und Konsum erreicht werden soll, ist für mich nicht absolut unklar. Zudem entstehen neue Zielkonflikte zwischen Umwelt, Wirtschaftlichkeit, Konsumfreiheit und Versorgungssicherheit. Eine Verfassungsänderung sollte nur beschlossen werden, wenn Nutzen und Folgen klar sind. Hier sind die Risiken zu gross und die Antworten nicht einleuchtend. Deshalb folge ich der Nein-Empfehlung des Bundesrates und sage am 27. September Nein zur Ernährungsinitiative.

Perspektive: parteilos / falsches Instrument
Wahlfreiheit erhalten
Am 27. September entscheiden wir nicht nur über eine Ernährungsinitiative. Wir entscheiden auch darüber, wie viel Einfluss der Staat künftig auf unseren Teller nehmen soll. Ich möchte weiterhin frei wählen können, ob ich Fleisch, Käse, Eier, Gemüse oder alles zusammen esse. Diese Wahlfreiheit gehört für mich zu einer liberalen und offenen Schweiz. Gleichzeitig unterstütze ich Verbesserungen bei Nachhaltigkeit, Tierwohl und Ressourcenschutz. Diese Ziele erreichen wir aber besser mit Innovation, Information, Eigenverantwortung und Zusammenarbeit als mit staatlicher Konsumsteuerung. Die Ernährungsinitiative ist dafür das falsche Instrument. Deshalb lege ich überzeugt ein Nein in die Urne.

Perspektive: KMU / Grenzregion
Einkaufstourismus ist keine Lösung
In unserer Region sieht man schon heute, wie viele Menschen für den Wocheneinkauf über die Grenze fahren. Wenn Lebensmittel in der Schweiz durch neue Auflagen noch teurer oder gewisse Produkte knapper werden, nimmt dieser Einkaufstourismus weiter zu. Das schwächt Bauernfamilien, Lebensmittelverarbeiter, Detailhandel und regionale KMU. Am Ende verlieren wir Wertschöpfung und Arbeitsplätze im Inland. Zudem ist ökologisch wenig gewonnen, wenn Produkte vermehrt mit längeren Transportwegen aus Ländern mit anderen Standards kommen. Eine Politik für sichere Ernährung muss die Schweizer Produktion stärken, statt Kunden ins Ausland zu treiben. Die Ernährungsinitiative bewirkt aus meiner Sicht das Gegenteil. Deshalb empfehle ich am 27. September Nein anzukreuzen. 

Perspektive: Gastro / KMU
Auch Restaurants, Metzgereien und Molkereien wären betroffen
In der Diskussion über die Ernährungsinitiative wird oft nur über Bauernbetriebe gesprochen. Doch betroffen wäre die ganze Ernährungswirtschaft. Metzgereien, Molkereien, Käseproduzenten, Bäckereien, Restaurants, Zulieferer und Detailhändler hängen von einer vielfältigen Schweizer Produktion ab. Wenn weniger Tiere gehalten werden, Erträge sinken und Einkaufstourismus zunimmt, geraten viele Betriebe unter Druck. Damit stehen auch Arbeitsplätze und Lehrstellen auf dem Spiel. Eine gute Ernährungspolitik darf nicht nur den Teller betrachten, sondern die gesamte Wertschöpfungskette. Die Initiative gefährdet aus meiner Sicht zu viel. Deshalb stimme ich am 27. September Nein.



Perspektive: Landwirtschaft / Kreisläufe
Pflanzenbau und Tierhaltung gehören zusammen
Eine ideale Landwirtschaft besteht nicht aus Pflanzen oder Tieren. Effektiv gehören Pflanzenbau und Tierhaltung zusammen. Die Tiere nutzen Gras, das Menschen nicht direkt essen können, und liefern Mist und Gülle als einheimischen Dünger. Dieser Dünger hilft, Bodenfruchtbarkeit zu erhalten und pflanzliche Kulturen zu versorgen. Fällt die Tierhaltung stark zurück, müssten Nährstoffe vermehrt durch importierten Kunstdünger ersetzt werden. Das ist weder ökologisch noch ökonomisch überzeugend. Die Ernährungsinitiative schwächt bewährte Kreisläufe. Deshalb empfehle ich am 27. September ein Nein in die Urne zu legen.

Perspektive: Landwirtschaft / Vielfalt
Unsere Landwirtschaft lebt von ihrer Vielfalt
Die Schweizer Landwirtschaft ist so vielfältig wie unser Land selbst. Im Tal wachsen Gemüse, Obst und Getreide, auf den Wiesen grasen Kühe, Schafe und Ziegen. Genau diese Kombination macht unsere Landwirtschaft standortgerecht, nachhaltig und widerstandsfähig. Die Ernährungsinitiative stellt dieses bewährte Gleichgewicht infrage, indem sie die Produktion einseitig in eine bestimmte Richtung lenken will. Dabei braucht die Schweiz sowohl pflanzliche als auch tierische Lebensmittel. Nur gemeinsam bilden sie funktionierende Kreisläufe und sichern die Versorgung der Bevölkerung. Wer unsere Landwirtschaft stärken will, sollte ihre Vielfalt erhalten und nicht einschränken. Deshalb stimme ich am 27. September überzeugt Nein zur Ernährungsinitiative.

Perspektive: Landwirtschaft / Zukunft
Unsere Höfe brauchen Perspektiven
Landwirtschaft funktioniert nicht nach politischen Wunschvorstellungen. Unsere Bauernfamilien arbeiten jeden Tag mit der Natur – nicht gegen sie. Sie müssen sich auf Wetter, Böden und die natürlichen Voraussetzungen ihres Standorts einstellen. Gerade deshalb gibt es in der Schweiz unterschiedliche Produktionsformen. Im Berggebiet spielt die Tierhaltung eine zentrale Rolle, während im Tal vermehrt Ackerbau betrieben wird. Diese Vielfalt ist eine Stärke und sorgt für Versorgungssicherheit. Die Ernährungsinitiative will dieses ausgewogene System mit politischen Vorgaben verändern. Das gefährdet bewährte Strukturen und schafft neue Unsicherheit. Ich wünsche mir eine Landwirtschaft, die sich weiterentwickeln kann, ohne ihre Vielfalt zu verlieren. Deshalb lege ich am 27. September ein Nein zur Ernährungsinitiative in die Urne.

Perspektive: Konsumentin
Wir entscheiden! 
Die Ernährungsinitiative will die Schweizer Landwirtschaft reformieren. Statt Tiere zu halten, soll sie vor allem Gemüse, Obst, Getreide, Kartoffeln und andere pflanzliche Lebensmittel anbauen. Abgesehen davon, dass das in unseren Berg- und Hügelgebieten gar nicht geht. Warum produziert die Landwirtschaft, was sie produziert? Weil wir jeden Tag mit jedem Einkauf bestimmen, welche Landwirtschaft wir wollen. Wenn wir Schweizer Fleisch, Milch oder Eier kaufen, dann ist das ein Produktionsauftrag. Wenn wir das nicht mehr wollen, dann kaufen wir es nicht mehr. Für diese Steuerung brauchen wir keine Initiative und keinen Staat, der Produktions- und Konsumvorgaben macht. Wir entscheiden. Heute. Morgen. Immer. Deshalb ein Nein zur Ernährungsinitiative am 27. September und Ja zu meiner Verantwortung. 

Perspektive: junge Familie / Konsumentin
Mein Einkaufswagen, meine Wahl
Ich kaufe möglichst regional, saisonal und bewusst ein. Trotzdem möchte ich selbst entscheiden, ob im Einkaufswagen Gemüse, Milch, Eier, Fleisch oder Käse landen. Die Ernährungsinitiative würde den politischen Einfluss auf Angebot und Konsum deutlich vergrössern. Das betrifft nicht nur die abstrakte Agrarpolitik, sondern ganz konkret unseren Alltag im Laden. Wenn Produkte teurer oder schwerer erhältlich werden, spüren das Familien sofort. Nachhaltigkeit ist wichtig, aber sie muss mit Wahlfreiheit vereinbar bleiben. Mein Einkaufswagen gehört mir und nicht dem Staat. Deshalb stimme ich am 27. September Nein.
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